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// Im Blickpunkth

MitdemUrteil Lidl-Belgium�bertr�gtder EuGHdieGrunds�tzeausdemUrteilMarks&Spencer zurGeltendmachungvonVerlus-

ten einer ausl�ndischenTochterkapitalgesellschaft auf die Geltendmachung von Verlusten ausl�ndischer Betriebsst�tten. D�rf-

ler/Ribbrock, die sich hierzu bereits in BB 2008, 649 kritisch ge�ußert haben, stellen in ihrem Kommentar die Rechtsfolgen der

Entscheidungdar.Welche Konsequenzen sich aus der j�ngsten EuGH-Rechtsprechung–unter Einschlussder EntscheidungLidl-

Belgium – f�r die Konzernbesteuerung ergeben, stelltMayr in seinemBeitrag dar.Ortmann-Babel/Gageur besprechen das BMF-

Schreiben vom 29.4.2008 zur Pauschalierung der ESt bei Sachzuwendungen des Arbeitgebers undweisen auf offene Fragen hin.

Markus van Ghemen, Verantwortlicher Redakteur Steuerrecht

Entscheidungenen
BFH: Ver�ußerung von SBV II – Gewinn

geh�rt zum Gewerbeertrag

Mit Urteil vom 3.4.2008 – IV R 54/04 – hat der

BFH entschieden, dass der Gewinn aus der Ver-

�ußerung von SBV II zum Gewerbeertrag der

Personengesellschaft geh�rt. Kl�gerin war eine

GmbH & Co. KG, deren Kommanditisten Ge-

sch�ftsanteile an einer GmbH erwarben. Die Kl�-

gerin schloss mit der GmbH einen Management-

vertrag ab. Nach Beendigung des Vertrages ver-

kauften die Kommanditisten ihre Anteile. Der

BFH hat die Sache an das FG zur�ckverwiesen

um aufzukl�ren, ob hinsichtlich der Frage des

Vorliegens von SBV II tats�chlich eine wirksame

tats�chliche Verst�ndigung zustande gekom-

men ist und ob der einvernehmlich festgelegte

Sachverhalt die rechtliche W�rdigung zul�sst,

dass es sich bei den Beteiligungen um SBV II

handelt. Im Rahmen der Zul�ssigkeit hat der

BFH zur Prozessf�hrungsbefugnis der beklagten

Beh�rde bei einem Zust�ndigkeitswechsel auf-

grund eines Organisationsaktes der Verwaltung

Stellung genommen.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2008-1311-1

BFH:EinbringungvonMiteigentumsanteilen

anGrundst�cken ineineverm�gensverwal-

tendePersonengesellschaft

Mit Urteil vom 2.4.2008 – IX R 18/06 – hat der

BFH entschieden, dass, bringen Miteigent�mer

mehrerer Grundst�cke ihre Miteigentumsanteile

in eine Personengesellschaft mit Vermietungs-

eink�nften ein, keine Anschaffungsvorg�nge ge-

geben sind, soweit die den Gesellschaftern nach

der �bertragung ihrer Miteigentumsanteile nach

§ 39 Abs. 2 Nr. 2 AO zuzurechnenden Anteile an

den Grundst�cken ihre bisherigen Miteigen-

tumsanteile nicht �bersteigen. Anschaffungsvor-

g�nge liegen nur insoweit vor, als sich die Antei-

le der Gesellschafter an den jeweiligen Grund-

st�cken gegen�ber den bisherigen Beteiligungs-

quoten erh�ht haben (Fortentwicklung des BFH-

Urteils vom 6.10.2004 IX R 68/01, BFHE 207, 24,

BStBl. II 2005, 324). Soweit danach Anschaf-

fungsvorg�nge gegeben sind, sind den Gesell-

schaftern Anschaffungskosten entstanden, die

die AfA-Bemessungsgrundlage f�r die fraglichen

Geb�udeanteile erh�hen, wenn die Gesellschaf-

ter AfA befugt sind. Die AfA-Berechtigung der

Gesellschafter bleibt vom FG zu pr�fen, da die

Gesellschaftsanteile teilweise mit Nießbrauchs-

rechten belastet waren.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2008-1311-2

BFH: Importeur muss Echtheit von

Einfuhrlizenzen beweisen

Mit Urteil vom 22.4.08 – VII R 29/06 – hat der

BFH entschieden, dass der Importeur die Echt-

heit der vorgelegten Einfuhrlizenzen beweisen

muss, wenn insoweit ernstliche Zweifel be-

stehen. Das Hauptzollamt forderte Zoll nach

dem regul�ren Zollsatz nach, nachdem sich spa-

nische Einfuhrlizenzen, die der Importeur f�r Ba-

nanen aus Ecuador gekauft und bei der Einfuhr

vorgelegt hatte, als gef�lscht herausstellten.

Selbst wenn ein korrupter Mitarbeiter des spani-

schen Wirtschaftsministeriums von den dort

ausgestellten echten Lizenzen Duplikate gefer-

tigt und diese verkauft habe, m�sse sich das Mi-

nisterium diese unrechtm�ßig gefertigten Dupli-

kate nicht als von ihm erteilte Lizenzen zurech-

nen lassen.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2008-1311-3

BFH: Aufrechnungsverbot im massearmen

Insolvenzverfahren

Mit Urteil vom4.3.2008– VII R 10/06 – hat der BFH

entschieden, dass im massearmen Insolvenzver-

fahrenNeuforderungen,die erstnachFeststellung

der Masseunzul�nglichkeit begr�ndet worden

sind, nicht zur Aufrechnung gestellt werden k�n-

nen. Auch eine Aufrechnung gegen einen Vor-

steuerverg�tungsanspruch, der sich aus anteiliger

Verwalterverg�tung f�r den Zeitraumbis zur Fest-

stellung der Masseunzul�nglichkeit ergibt, ist

nicht zul�ssig, wenn eine entsprechende Teilver-

g�tung vom Insolvenzgericht nicht festgesetzt

worden ist (Fortf�hrung des Urteils vom 1.8.2000

VII R 31/99, BFHE193, 1, BStBl. II 2002, 323). Das FA

hatte Steuerverbindlichkeiten (Umsatzsteuer aus

der Verwertung einzelner Gegenst�nde der Insol-

venzmasse, Lohnsteuer) mit einem Vorsteuerver-

g�tungsanspruchder InsolvenzmasseausderVor-

steuer der vom Insolvenzverwalter (Kl�ger) in

RechnunggestelltenVerwalterverg�tungverrech-

net. Das FGgabder Klage statt, der BFHbest�tigte

dasUrteil: Der Vorsteuerverg�tungsanspruchwird

vom Aufrechnungsverbot des § 96 Abs. 1 Nr. 1

InsO in vollemUmfang erfasst.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2008-1311-4

Verwaltungsanweisungen
BMF: Umsatzsteuerliche Behandlung von

Ausgleichsanspr�chen nach Beendigung

eines Leasingvertrages

BMF, 22.5.2008 – IV B 8 – S 7100/07/10007

Das Schreiben nimmt Stellung zur umsatzsteuer-

lichen Behandlung von Schadensersatzanspr�-

chen innerhalb von Leasingvertragsverh�ltnis-

sen und ersetzt insofern das bisherige BMF-

Schreiben vom 20.2.2006 – IV A 5 – S 7100/23/

06. Die im BMF-Schreiben aufgestellten Grund-

s�tze finden keine Anwendung auf F�lle des Fi-

nanzierungsleasings, bei denen gem. Abschnitt

25 Abs. 4 S�tze 1 und 2 UStR 2008 eine Liefe-

rung an den Leasingnehmer vorliegt.

VolltextdesSchr.: // BB-ONLINE BBL2008-1311-5

BMF: Vorsteuerabzug, Verzicht auf die

Steuerbefreiung und gesonderte und

einheitliche Feststellung der auf die

Gemeinschafter entfallenden Vorsteuern

bei gemeinschaftlicher Auftragserteilung

BMF, 9.5.2008 – IV A 5 – S 7300/07/0017

Das BMF-Schreiben nimmt zur Umsetzung der

BFH-Urteile V R 31/98, V R 49/99 und V R 79/99

Stellung.

VolltextdesSchr.: // BB-ONLINE BBL2008-1311-6
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